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(Nr. 10681.) Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Gefamt- (Parochial-) Verbänden der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen 
der Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein ſowie in den Kirchen- 
gemeinden der evangeliſch- reformierten Kirche der Provinz Hannover. Vom 
22. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die Provinzen Hannover und Schleswig-Holſtein, was folgt: 


Artikel J. 
Die Beſchlüſſe der Kirchengemeinden, durch welche nach Maßgabe der Ab— 
ſchnitte II bis IV der Kirchengeſetze, 
betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
und Geſamtverbänden der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, vom 10. März 1906 GGeſetz-Samml. S. 23), betreffend die 
GeſetzSamml. 1906. (Nr. 10681-10088) 11 
Ausgegeben zu Berlin den 29. März 1906. 


Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und Parochial— 
verbänden der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein, vom 10. März 1906 Kirchl. Geſetz- und Verordn.-Bl. 
S. 19), betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchen— 
gemeinden der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz Hannover, 
vom 10. März 1906 (Kirchl. Geſetz⸗ und Verordn.⸗Bl. 3. Band 
S. 263) 

a) die Erhebung einer Kirchenſteuer angeordnet, 

b) mit einem Steuerpflichtigen ein feſter jährlicher Kirchenſteuerbetrag 
für ein oder mehrere Jahre im Voraus vereinbart, oder einzelnen 
Steuerpflichtigen eine zeitweilige Befreiung von der Kirchenſteuer 
gewährt, oder an Stelle der Hand- und Spanndienſte die Er- 
hebung eines ihrem Werte entſprechenden Geldbetrags im Wege 
der Kirchenſteuer feſtgeſetzt wird, 

bedürfen, nachdem ſie von der kirchlichen Aufſichtsbehörde nach Maßgabe der 
beſtehenden kirchengeſetzlichen Vorſchriften genehmigt worden ſind, der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Artikel II. 


8 1. 
Den zur Veranlagung der Kirchenſteuern zuſtändigen kirchlichen Gemeinde— 
organen ſind von den zuſtändigen Staats- und Gemeindebehörden diejenigen 
Unterlagen, deren ſie für die Beſteuerung bedürfen, auf Erfordern mitzuteilen. 


8 2. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen einer gemäß Artikel I genehmigten Kirchen⸗ 
ſteuer erfolgt nach den Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren auf 
Erſuchen der zuſtändigen kirchlichen Gemeindeorgane durch die ſtaatlichen Voll— 
ſtreckungsbehörden oder, ſoweit die Einziehung der Staatsſteuern durch kommunale 
Vollſtreckungsbehörden erfolgt, durch dieſe. 

Den Vollſtreckungsbehörden iſt, falls nicht ein geringerer Entgelt vereinbart 
wird, eine Vergütung von 2 Prozent des durch ſie zur Einziehung gelangenden 
Steuerbetrags zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben außerdem auf die 
tarifmäßigen Einziehungsgebühren Anſpruch. 

Die Vollſtreckungsbehörde hat vor zwangsweiſer Einziehung der Steuer- 
beträge deren Übereinſtimmung mit den Feſtſetzungen des genehmigten Umlage— 
beſchluſſes zu prüfen. 

Artikel III. 


Die Vorſchriften der §§ 63 Abſ. 3 bis 5, 79 bis 81, 83 bis 86, 88, 
89 und 94 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 GGeſetz-Samml. 


S. 152) finden auf die gemäß Artikel I genehmigten Kirchenſteuern ſinngemäß 
Anwendung. 


Artikel IV. 


ih: 

Gegen die Entſcheidungen der kirchlichen Gemeindeorgane über Einſprüche 
gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu einer gemäß Artikel I genehmigten 
Kirchenſteuer ſteht dem Steuerpflichtigen die Beſchwerde offen, welche binnen einer 
mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung der Entſcheidung beginnenden 
Friſt von 4 Wochen bei dem Konſiſtorium einzulegen iſt. Das Konſiſtorium 
legt die Beſchwerde mit ſeiner Außerung der Staatsbehörde vor. 

Die Entſcheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung der Kirchen— 
emeinde. 
5 Den Beſchwerden von Angehörigen eines außerdeutſchen Staates, welche 
damit begründet werden, daß für ſie in dem Bezirke der Kirchengemeinde oder 
in deren nächſter Nachbarſchaft beſondere, nicht von der betreffenden Kirchen— 
gemeinde unterhaltene gottesdienſtliche Veranſtaltungen beſtehen, iſt, wenn dieſe 
Behauptung zutrifft, ſtattzugeben, ſofern nach einer in der Geſetz-Sammlung ver⸗ 
öffentlichten Bekanntmachung des Staatsminiſteriums in dem auswärtigen Staate 
die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt, und der zur Kirchenſteuer herangezogene Aus⸗ 
länder nicht der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung abgegeben hat, daß er 
zu deren kirchlichen Laſten beitragen wolle. 


8 2. 

Der an Stelle des Einſpruchs zuläſſige Antrag auf Verteilung kirchen— 
ſteuerpflichtigen Einkommens auf eine Mehrzahl ſteuerberechtigter Kirchengemeinden 
iſt von dem Steuerpflichtige binnen einer Friſt von vier Wochen, welche mit dem 
erſten Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zahlung der Steuer ſeitens der 
zweiten oder einer weiteren, eine Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde be— 

innt, an das Konſiſtorium, im Bereiche der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Verlag Hannover an dasjenige Konſiſtorium zu richten, in deſſen Bezirk eine 
der beteiligten Kirchengemeinden gelegen iſt. Das Konſiſtorium legt den Antrag mit 
feiner Außerung der Staatsbehörde, in der Provinz Hannover derjenigen Staats— 
behörde vor, in deren Bezirke die Kirchengemeinde gelegen iſt, deren Zahlungs— 
aufforderung dem Steuerpflichtigen ausweislich ſeines Antrags zuerſt zugegangen 
ft. „Die hiernach begründete Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums und der Staats⸗ 
behörde erſtreckt ſich auch auf weitere etwa noch hervortretende Veranlagungen. 

Die Staatsbehörde beſchließt nach Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden 
und Konſiſtorien. 

' $ 3. 
Wird die Beſchwerde oder der Antrag den Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 
„ IR 7 0 i zuwider innerhalb der geſetzlichen Friſt 5 der Be 
oder Beſchlußfaſſung zuftändigen Staatsbehörde angebracht, jo gilt die 
Frist als 1 ie ßfaſſung zuſtändigen © ) gebracht, ſo g 
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SA. 

Gegen die Entſcheidungen und Beſchlüſſe der Staatsbehörde nach §§ 1 
und 2 ſteht binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung be— 
ginnenden Friſt von zwei Wochen ſowohl den Steuerpflichtigen als auch den 
beteiligten Kirchengemeinden die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden: 

1. daß die angefochtene Entſcheidung oder der angefochtene Beſchluß auf 
der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des be 
ſtehenden Rechtes, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb 
ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 


In der Klage iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung oder 
unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, oder worin die behaupteten Mängel 
des Verfahrens gefunden werden. 


In den Fällen des § 1 Abſ. 3 findet die Klage nicht ſtatt. 


$ 5. 
Durch die Erhebung der Beſchwerde oder durch die Stellung des Ver— 


teilungsantrags oder durch die Anſtellung der Klage wird die Verpflichtung zur 
Zahlung der Kirchenſteuer nicht aufgehoben. 


$ 6. 
Die Staatsbehörde ift befugt, bis zur endgültigen Entſcheidung die vor— 
läufige Ausſetzung der Vollſtreckung anzuordnen. 
8 7. 
Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zu einer gemäß 
Artikel J genehmigten Kirchenſteuer nur in den Fällen der $$ 9 und 10 des 
Geſetzes wegen Erweiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. 
S. 241) ſtatt. 


Artikel V. 


Wird im Falle des § 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend Anderungen der 
Kirchenverfaſſung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 
6. Mai 1885 (Geſetz-Samml. S. 135) beziehungsweiſe des Artikels 35 Abſ. 2 des 
Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in der Provinz Schleswig- 
Holſtein, vom 6. April 1878 (Geſetz-Samml. S. 145) beziehungsweiſe des 
Artikels 24 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Kirchenverfaſſung der evangeliſch— 
reformierten Kirche der Provinz Hannover, vom 6. Auguſt 1883 (Geſetz⸗Samml. 
S. 295) die Erhebung und Einziehung einer Umlage angeordnet, ſo finden die 
Beſtimmungen der § 25 der in dem Artikel I erwähnten Kirchengeſetze An⸗ 
wendung. 
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| Artikel VI. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf die Geſamt⸗(Parochial-) Ver⸗ 
bände in den evangeliſch-lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und 
Schleswig⸗Holſtein und ihre Organe ſinngemäß Anwendung. 


Artikel VII. 


Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 
welche die in den Artikeln I und IV dieſes Geſetzes erwähnten Rechte auszuüben 
haben. ö 


Artikel VIII. 


Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen, insbeſondere $ 3 Ziffer 5 
des Geſetzes, betreffend den der Kirchenverfaſſung der evangeliſch-lutheri— 
ſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 6. Mai 1885 Geſetz⸗Samml. S. 135), 
§ 5 Abſ.! des Geſetzes, betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 8. Juni 1900 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 273), Artikel 3 Abſ. 3 bis 5 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung in der Provinz Schleswig-Holſtein, vom 6. April 1878 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 145), § 5 Abf. 1 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Parochüal— 
verbänden in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 25. Juni 1898 (Geſetz— 
Samml. S. 133), Artikel 3 Abſ. 3 bis 5 des Geſetzes, betreffend die Kirchen 
verfaſſung der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz Hannover, vom 6. Auguſt 
1883 (Geſetz-Samml. S. 295), das Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffent: 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz-Samml. S. 140) und die §§ 3 
bis 5 der Hannoverſchen Verordnung über die Parochialpflichtigkeit der Offizianten 
im Fürſtentum Oſtfriesland und im Harrlingerland und über deren Verbind— 
lichkeit zur Teilnahme an den Parochiallaſten und Abgaben vom 12. Juli 1825 
(Hannoverſche Geſetz-Samml. vom Jahre 1825, III. Abt. S. 121) finden auf 
die gemäß Artikel I genehmigten Steuerbeſchlüſſe und Kirchenſteuern fortan keine 
Anwendung. 

Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Beſeitigung der kirchlichen 
Steuerfreiheit der Angehörigen der Kieler Univerſität, vom 5. Juli 1892 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 209) bleiben unberührt und finden hinſichtlich der gemäß Artikel I 
genehmigten Kirchenſteuern ſinngemäß Anwendung auf die kirchliche Steuerfreiheit, 
welche nach der Schleswig⸗Holſteiniſchen Kirchenordnung von 1542 und nach der 
in dem Kreiſe Herzogtum Lauenburg geltenden Kirchenordnung für das Fürften- 
tum Niederſachſen von 1585 den Lehrern zuſteht. 


s Artikel IX. 
Die Feſtſetzung des Zeitpunkts, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


Artikel X. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Minifter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 22. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10682.) Geſetz, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden 
der evangeliſchen Kirchen der Konſiſtorialbezirke Caſſel, Wiesbaden und 
5 Frankfurt a. M., in den Geſamtverbänden der evangeliſchen Kirche des 
Konſiſtorialbezirkes Caſſel ſowie in der vereinigten evangelifch-Tutherifchen 
und evangeliſch-reformierten Stadtſynode zu Frankfurt a. W, Vom 

22. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
die Amtsbezirke der Konſiſtorien zu Caſſel, Wiesbaden und Frankfurt a. M., 
was folgt: 

Artikel L 

Die Beſchlüſſe der evangeliſchen Kirchengemeinden, durch welche 

a) die 1450 einer nach dem Maßſtabe ſtaatlich veranlagter Steuern 
feſtgeſetzten Kirchenſteuer angeordnet, 

b) mit einem Steuerpflichtigen ein feſter jährlicher Kirchenſteuerbetrag für 
ein oder mehrere Jahre im voraus vereinbart, oder einzelnen Steuer- 
pflichtigen eine zeitweilige Befreiung von der Kirchenſteuer gewährt, 
oder an Stelle der Hand- und Spanndienſte die Erhebung eines ihrem 
Werte entſprechenden Geldbetrags im Wege der Kirchenſteuer feſtgeſetzt 
wird, 

bedürfen, nachdem ſie von der kirchlichen Aufſichtsbehörde nach Maßgabe der 
beſtehenden kirchengeſetzlichen Vorſchriften genehmigt worden ſind, der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


Artikel II. 
8 1. 


Den zur Veranlagung der Kirchenſteuern zuſtändigen kirchlichen Gemeinde— 
organen ſind von den zuſtändigen Staats- und Gemeindebehörden diejenigen 
Unterlagen, deren ſie für die Beſteuerung bedürfen, auf Erfordern mitzuteilen. 


8 2. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen einer gemäß Artikel I genehmigten Kirchen— 
fteuer erfolgt nach den Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren auf 
Erſuchen der zuſtändigen kirchlichen Gemeindeorgane durch die ſtaatlichen Voll— 
ſtreckungsbehörden oder, ſoweit die Einziehung der Staatsſteuern durch kommunale 
Vollſtreckungsbehörden erfolgt, durch dieſe. 

Den Vollſtreckungsbehörden iſt, falls nicht ein geringerer Entgelt vereinbart 
wird, eine Vergütung von zwei Prozent des durch ſie zur Einziehung gelangenden 
Steuerbetrags zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben außerdem auf die 
tarifmäßigen Einziehungsgebühren Anſpruch. 

Die Vollſtreckungsbehörde hat vor zwangsweiſer Einziehung der Steuer- 
beträge deren Übereinſtimmung mit den Feſtſetzungen des genehmigten Umlage- 
beſchluſſes zu prüfen. 


Artikel III. 


Die Vorſchriften der §§ 63 Abſ. 3 bis 5, 79 bis 81, 83 bis 86, 88, 

89 und 94 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. 

Si. 152) finden auf die gemäß Artikel I genehmigten Kirchenſteuern ſinngemäß 
Anwendung. 


Artikel IV. 


81. 

Gegen die Entſcheidungen der kirchlichen Gemeindeorgane über Ein- 
ſprüche gegen die Heranziehung oder Veranlagung zu einer gemäß Artikel I 
genehmigten Kirchenſteuer ſteht dem Steuerpflichtigen die Beſchwerde offen, welche 
binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuftellung der Entſcheidung be- 
Annenden Friſt von vier Wochen bei dem Konſiſtorium einzulegen iſt. Das 

onſiſtorium legt die Beſchwerde mit ſeiner Außerung der Staatsbehörde vor. 
Ri er Entſcheidung der Staatsbehörde erfolgt nach Anhörung der Kirchen: 
gemeinde. 

Den Beſchwerden von Angehörigen eines außerdeutſchen Staates, welche 
damit begründet werden, daß für ſie in dem Bezirke der Kirchengemeinde oder 
in deren nächſter Nachbarſchaft beſondere, nicht von der betreffenden Kirchen— 
gemeinde unterhaltene gottesdienſtliche Veranſtaltungen beſtehen, iſt, wenn dieſe 
Behauptung zutrifft, ftattzugeben, ſofern nach einer in der Geſetz Sammlung ver⸗ 
öffentlichten Bekanntmachung des Staatsminiſteriums in dem auswärtigen Staate 


u 
die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt, und der zur Kirchenſteuer herangezogene Aus— 


länder nicht der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung abgegeben hat, daß er 
zu deren kirchlichen Laſten beitragen wolle. 


82. 

Der an Stelle des Einſpruchs zuläſſige Antrag auf Verteilung kirchen— 
ſteuerpflichtigen Einkommens auf eine Mehrzahl ſteuerberechtigter Kirchengemeinden 
iſt von dem Steuerpflichtigen binnen einer Friſt von vier Wochen, welche mit 
dem erſten Tage nach erfolgter Aufforderung zur Zahlung der Steuer ſeitens der 
zweiten oder einer weiteren, eine Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde 
beginnt, an das Konſiſtorium zu richten. Das Konſiſtorium legt den Antrag 
mit ſeiner Außerung der Staatsbehörde vor. 

Die Staatsbehörde beſchließt nach Anhörung der beteiligten Kirchen— 
gemeinden. 


$ 3. 

Wird die Beſchwerde oder der Antrag den Vorſchriften des § 1 Abſ. 1 
und des § 2 Abſ. 1 zuwider innerhalb der geſetzlichen Friſt bei der zur Ent— 
ſcheidung oder Beſchlußfaſſung zuſtändigen Staatsbehörde angebracht, ſo gilt die 

Friſt als gewahrt. 


84. 

Gegen die Entſcheidungen und Beſchlüſſe der Staatsbehörde nach §§ 1 
und 2 ſteht binnen einer mit dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung be- 
ginnenden Friſt von zwei Wochen ſowohl den Steuerpflichtigen als auch den be— 
teiligten Kirchengemeinden die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

Die Klage kann nur darauf geſtützt werden: 

1. daß die angefochtene Entſcheidung oder der angefochtene Beſchluß auf 

der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des beſtehenden 
Rechtes, insbeſondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zu— 
ſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

In der Klage iſt anzugeben, worin die behauptete Nichtanwendung oder un— 
richtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, oder worin die behaupteten Mängel 
des Verfahrens gefunden werden. 

In den Fällen des § 1 Abſ. 3 findet die Klage nicht ſtatt. 


§ 5. 
Durch die Erhebung der Beſchwerde oder durch die Stellung des Ver— 
teilungsantrags oder durch die Anſtellung der Klage wird die Verpflichtung zur 
Zahlung der Kirchenſteuer nicht aufgehoben. 
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8 6. 
Die Staatsbehörde iſt befugt, bis zur endgültigen Entſcheidung die vor— 
läufige Ausſetzung der Vollſtreckung anzuordnen. 


§ 7. 

Der ordentliche Rechtsweg findet gegen die Heranziehung zu einer gemäß 
Artikel I genehmigten Kirchenſteuer nur in den Fällen der §§ N und 10 des 
Geſetzes wegen Erweiterung des Rechtswegs vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. 
S. 241) ſtatt. 


Artikel V. 


Wird im Falle des Artikels 21 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Kirchen— 
verfaſſung der evangeliſchen Kirche im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel, vom 
19. März 1886 (Geſetz-Samml. S. 79) beziehungsweiſe des Artikels 35 Abſ. 2 
des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in dem Amtsbezirke des 
Konſiſtoriums zu Wiesbaden, vom 6. April 1878 Geſetz-Samml. S. 145) 
beziehungsweiſe des Artikels 26 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Kirchen— 
verfaſſung der evangeliſchen Kirche im Konſiſtorialbezirke Frankfurt a. M., vom 
28. September 1899 (Geſetz-Samml. S. 457) die Erhebung und Einziehung 
einer Umlage angeordnet, ſo finden die Beſtimmungen des § 25 des Kirchen— 
geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und 
Geſamtverbänden der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften im Bezirke des Kon⸗ 
ſiſtoriums zu Caſſel, vom 10. März 1906 (GKirchl. Amtsbl. S. 17) beziehungs⸗ 
weiſe des H 25 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in 
den evangeliſchen Kirchengemeinden im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wies⸗ 
baden, vom 10. März 1906 (Kirchl. Amtsbl. S. 25) beziehungsweiſe des § 24 
des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den evan⸗ 
geliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., vom 
10. März 1906 (Kirchl. Amtsbl. S. 3) Anwendung. 


Artikel VI. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auf die Geſamtverbände in der 
evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel ſowie auf die vereinigte evan⸗ 
geliſch⸗lutheriſche und evangeliſch-reformierte Stadtſynode zu Frankfurt a. M. und 
ihre Organe ſinngemäß Anwendung. 


Artikel VI. 


Durch Königliche Verordnung werden diejenigen Staatsbehörden beſtimmt, 


a den Artikeln I und IV dieſes Geſetzes erwähnten Rechte auszu— 
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Artikel VIII. 

Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen, insbeſondere die beiden 
letzten Abſätze im Artikel 3 des Geſetzes, betreffend die Kirchenverfaſſung 
der evangeliſchen Kirche im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel, vom 
19. März 1886 Geſetz⸗Samml. S. 79), der erſte Abſatz im § 5 des Geſetzes, 
betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der evangeliſchen Kirche des 
Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 22. Juni 1902 (Geſetz-Samml. S. 265) „die 
beiden letzten Abſätze im Artikel 15 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchen⸗ 
verfaſſung in dem Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, vom 6. April 
1878 (Geſetz-Samml. S. 145) ſowie die beiden letzten Abſätze im Artikel 3 und 
der erſte Abſatz im Artikel 12 des Geſetzes, betreffend die Kirchenverfaſſung der 
evangeliſchen Kirche im Konſiſtorialbezirke Frankfurt a. M., vom 28. September 
1899 (Gefeg-Samml. S. 457) werden aufgehoben. 

Das Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 (Geſetz⸗Samml. S. 140) findet auf Kirchenſteuern fortan keine 
Anwendung. 


Artikel IX. 


Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


Artikel X. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 


Gegeben Berlin, den 22. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Graf v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10683.) Verordnung über das Inkrafttreten von Kirchengeſetzen, betreffend die Er⸗ 


hebung von Kirchenſteuern. Vom 23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen in Gemäßheit: 


1. 


des § 31 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen⸗ 
ſteuern in den Kirchengemeinden und Geſamtverbänden der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, vom 10. März 1906 
Geſetz⸗Samml. S. 23), 


des § 31 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evan— 
geliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein, vom 10. März 
1906 Girchl. Geſetz- und Verordn.⸗Bl. S. 19), 


des § 30 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den Kirchengemeinden der evangeliſch-reformierten Kirche 
der Provinz Hannover, vom 10. März 1906 (Kirchl. Geſetz- und 
Verordn.⸗Bl. 3. Band S. 263), 


des § 31 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den Kirchengemeinden und Geſamtverbänden der evangeliſchen 
Kirchengemeinſchaften im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel, vom 
10. März 1906 Girchl. Amtsbl. S. 17), 


des § 30 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern 


in den evangeliſchen Kirchengemeinden im Amtsbezirke des Konſiſtoriums 
zu Wiesbaden, vom 10. März 1906 Girchl. Amtsbl. S. 25), 


des § 30 des Kirchengeſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes 
Frankfurt a. M., vom 10. März 1906 Girchl. Amtsbl. S. 3), 


daß die genannten ſechs Kirchengeſetze mit dem 1. April 1906 in Kraft treten. 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
Studt. 
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(Nr. 10684.) Verordnung über das Inkrafttreten von Geſetzen, betreffend die Erhebung von 


Kirchenſteuern. Vom 23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit 


1. 


4. 


des Artikels IX des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 
ſteuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evan— 
geliſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie, vom 
14. Juli 1905, 


des Artikels IX des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den Kirchengemeinden und Geſamt-(Parochial-) Verbänden 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und Schles— 
wig-Holftein ſowie in den Kirchengemeinden der evangeliſch- reformierten 
Kirche der Provinz Hannover, vom 22. März 1906, 


des Artikels IX des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchen— 


ſteuern in den Kirchengemeinden der evangeliſchen Kirchen der Konfiftorial- 
bezirke Caſſel, Wiesbaden und Frankfurt a. M., in den Geſamtoer⸗ 
bänden der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel ſowie in 
der vereinigten evangeliſch-lutheriſchen und evangeliſch-reformierten Stadt— 
ſynode zu Frankfurt a. M., vom 22. März 1906, 

des § 40 des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den 
katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbänden, von 14. Juli 1905, 


auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, daß die genannten vier Geſetze mit 
dem 1. April 1906 in Kraft treten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10685.) Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber der 
evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie. Vom 
23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen in Ausführung des Artikels VII des Geſetzes, betreffend die Erhebung 
von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evange- 
liſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie, vom 14. Juli 1905 
(Geſetz-Samml. S. 277) auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. 


Die Rechte des Staates werden gegenüber den Geſamtverbänden, welche 
nach Artikel II des Kirchengeſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode und die 
Parochialverbände in größeren Orten, vom 17. Mai 1895 Girchl. Geſetz- und 
Verordn.⸗Bl. S. 37) oder nach Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die 
Bildung von Parochialverbänden im Geltungsbereiche der revidierten Kirchen— 
ordnung für Weſtfalen und die Rheinprovinz, vom 4. Juli 1904 Girchl. Geſetz⸗ 
und Verordn.⸗Bl. S. 16) gebildet ſind, von dem Oberpräſidenten ausgeübt: 


bei der Genehmigung von Steuerbeſchlüſſen (Artikel I des Geſetzes vom 
14. Juli 1905) im Falle des § 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die 
Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände in größeren Orten, 
vom 18. Mai 1895 Gſetz-Samml. S. 175). 


Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten findet die Beſchwerde an den 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſtatt. 


Artikel II. 


Die Rechte des Staates werden von dem Regierungspräſidenten, in der 
Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin ſowie gegenüber dem Berliner Stadtſynodal— 
verband und gegenüber den Kirchengemeinden dieſes Verbandes von dem Polizei— 
präſidenten zu Berlin, ausgeübt: 


1. in den Fällen des Artikels I des Geſetzes vom 14. Juli 1905, ſoweit 
nicht die Ausübung der Rechte im Artikel VII Abſ. 2 a. a. O. dem 
Staatsminiſterium vorbehalten oder im Artikel I dieſer Verordnung dem 
Oberpräſidenten übertragen ift; 

2. in den Fällen des Artikels IV §§ 1, 2 und 6 des Geſetzes vom 
14. Juli 1905. 


Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten (Polizeipräſidenten zu 
Berlin) geht, ſofern nicht die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Ar⸗ 


tikel IV § 4 a. a. O. ſtattfindet, die Beſchwerde an den Oberpräfidenten, welcher 
endgültig entſcheidet. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bülow. Graf v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10686.) Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den evan⸗ 
gelifch - Tutherifchen Kirchen der Provinzen Hannover und Schleswig -⸗Holſtein 
ſowie der evangeliſch- reformierten Kirche der Provinz Hannover. Vom 
23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Ausführung des Artikels VII des Geſetzes, betreffend die Erhebung 
von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden und Geſamt-(Parochial-) Verbänden 
der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und Schleswig. 
Holſtein ſowie in den Kirchengemeinden der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Provinz Hannover, vom 22. März 1906 auf den Antrag Unſeres Staats- 
miniſteriums, was folgt: 


Artikel J. 


Die Rechte des Staates werden gegenüber den Geſamt-(Parochial-) Ver⸗ 
bänden der evangeliſch-lutheriſchen Kirchen der Provinzen Hannover und Schleswig⸗ 
Holſtein von dem Oberpräſidenten ausgeübt: 


bei der Genehmigung von Steuerbeſchlüſſen (Artikel I des Geſetzes vom 
22. März 1906) in dem Falle des $ 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
die Bildung von Geſamtverbänden in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover, vom 8. Juni 1900 Geſetz-Samml. S. 273) 
beziehungsweiſe des H 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Bildung 
von Parochialverbänden in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 
25. Juni 1898 Geſetz-Samml. S. 133). 


Gegen die Verfügung des Oberpräfidenten findet die Beſchwerde an den 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſtatt. 


Artikel II. 


In den übrigen Fällen des Artikels I und in den Fällen des Artikels IV 
S 1, 2 und 6 des Geſetzes vom 22. März 1906 werden die Rechte des Staates 
von dem Regierungspräſidenten ausgeübt. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten geht, ſofern nicht die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Artikel IV § 4 a. a. O. ſtattfindet, 
die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, welcher endgültig entſcheidet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Graf v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Schr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10687.) Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den evan- 
geliſchen Kirchen der Konſiſtorialbezirke Caſſel, Wiesbaden und Frank⸗ 
furt a. M. Vom 23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Ausführung des Artikels VII des Geſetzes, betreffend die Erhebung 
von Kirchenſteuern in den Kirchengemeinden der evangeliſchen Kirchen der Kon— 
ſiſtorialbezirke Caſſel, Wiesbaden und Frankfurt a. M., in den Geſamtverbänden 
der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, ſowie in der vereinigten 
evangeliſch lutheriſchen und evangeliſch⸗ reformierten Stadtſynode zu Frankfurt a. M., 
vom 22. März 1906 auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. 


x Die Rechte des Staates werden gegenüber den Geſamtverbänden der evan- 
geliſchen Kirche des Konſiſtorialbezirkes Caſſel und gegenüber der vereinigten evan⸗ 


geliſch⸗lutheriſchen und evangelifch-reformierten Stadtſynode zu Frankfurt a. M. 

von dem Oberpräſidenten ausgeübt: 
bei der Genehmigung von Steuerbeſchlüſſen (Artikel I des Geſetzes vom 
22. März 1906) in dem Falle des § 5 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
die Bildung von Geſamtverbänden in der evangeliſchen Kirche des 
Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 22. Juni 1902 (Geſetz-Samml. S. 265) 
beziehungsweiſe des Artikels 12 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die 
Kirchenverfaſſung der evangeliſchen Kirche im Konſiſtorialbezirke Frank— 
furt a. M., vom 28. September 1899 (Geſetz-Samml. S. 457). 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten findet die Beſchwerde an den 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſtatt. 


Artikel II. 


In den übrigen Fällen des Artikels I und in den Fällen des Artikels IV 
$$ 1, 2 und 6 des Geſetzes vom 22. März 1906 werden die Rechte des Staates 
von dem Regierungspräſidenten ausgeübt. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten geht, ſofern nicht die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach Artikel IV § 4 a. a. O. ftattfindet, 
die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, welcher endgültig entſcheidet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Graf v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


(Nr. 10688.) Verordnung über die Ausübung der Rechte des Staates gegenüber den 
Kirchengemeinden und Geſamtverbänden in der katholiſchen Kirche. Vom 
23. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Ausführung des § 38 des Geſetzes, betreffend die Erhebung von 
Kirchenſteuern in den katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbänden, vom 


14. Juli 1905 Geſetz-Samml. S. 281) auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
miniſteriums, was folgt: f 
e Artikel J. 
Die Rechte des Staates werden gegenüber den Geſamtverbänden von dem 
Oberpräſidenten ausgeübt: 
bei der Genehmigung von Steuerbeſchlüſſen ($ 1 des Geſetzes vom 
14. Juli 1905), ſofern die Umlage, abgeſehen von den nach Maßgabe 
des Geſetzes, betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu 
errichtende katholiſche Pfarrgemeinden, vom 29. Mai 1903 (Geſetz— 
Samml. S. 182) für die Zwecke des Diözeſanhilfsfonds und von den 
für die Zwecke ſonſtiger, auf Grund ſtaatsgeſetzlicher Ermächtigung ge— 
bildeter Diözeſanfonds aufzubringenden Beträgen, zehn Prozent der 
Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat 
zu entrichtenden Einkommenſteuer überſteigt. 
Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten findet die Beſchwerde an den 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten ſtatt. 


Artikel II. 

In den übrigen Fällen des § 1 und in den Fällen der §§ 15, 19, 23, 
25, 28 und 36 des Geſetzes vom 14. Juli 1905 werden die Rechte des Staates 
von dem Regierungspräſidenten, in der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin von 
dem Polizeipräſidenten, ausgeübt. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten (Polizeipräſidenten zu 
Berlin) geht, ſofern nicht die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte nach $ 27 
a. a. O. ſtattfindet, die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, welcher endgültig 
entſcheidet. 

Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz⸗Sammlung find an das Königl. Geſetziaammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten, 
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